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Pressemitteilung 

Endlich sanktionsfreier Zugang von Kindern ohne legalen 
Aufenthaltsstatus zu Schulen in NRW 

 
Als überfälligen und menschenrechtlich gebotenen Schritt bewertete Dr. Gerd 
Pflaumer, Vorstandsmitglied von AKTIONCOURAGE e.V. – SOS Rassismus, 
den vor kurzem von der Landesregierung NRW über die Bezirksregierungen 
an die Träger öffentlicher Schulen ergangenen Erlass, wonach Schulen bei der 
Aufnahme ausländischer Kinder nicht mehr nach dem Aufenthaltsstatus fragen 
dürfen. Auch wenn später bekannt werden sollte, dass ein Kind keinen legalen 
Aufenthaltsstatus hat, sich also illegal in Deutschland aufhält, entfällt nach 
diesem Erlass die im Aufenthaltsgesetz vorgeschriebene Meldepflicht an die 
Ausländerbehörden. „Damit wird Kindern ohne Papiere endlich ein 
sanktionsfreier Zugang zum deutschen Bildungssystem eröffnet, was von den 
Kirchen, Menschenrechtsorganisationen und vielen NGOs unter Hinweis auf 
menschenrechtliche Verpflichtungen Deutschlands schon seit Jahren mit 
Nachdruck gefordert wird“, betonte Pflaumer. Die Landesregierung stelle sich 
damit deutlich gegen den Bundesinnenminister, der in einem Bericht vom 
vergangenen Jahr sogar eine Erweiterung der Meldepflicht auf Lehrer, die per 
Zufall Kenntnis von der Illegalität erhalten, gefordert hatte.  
In einem Schreiben an NRW-Integrationsminister Laschet, Schirmherr des von 
AKTIONCOURAGE durchgeführten  Projekts „Vielfalt gestalten – Integration 
im Kindergarten“, forderte Pflaumer einen gleich lautenden Erlass der 
Landesregierung  an die Träger öffentlicher Kindergärten, die bisher – wie z.B. 
in Bonn – von den Jugendämtern angewiesen seien, den Aufenthaltsstatus von 
Kindern zu überprüfen. Die Logik gebiete hier eine Gleichbehandlung mit 
ausländischen Schülern.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  


